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che Verantwortlichkeit wesentlich erhöhende oder 
diese begründende Umstände festgestellt wurden. 
(2) Ein gesellschaftlicher Verteidiger soll insbeson­
dere beauftragt werden, wenn nach der Auffassung 
des Kollektivs oder gesellschaftlichen Organs unter 
Berücksichtigung der Schwere des bestehenden Tat­
verdachts und des bisherigen Verhaltens des Be­
schuldigten oder des Angeklagten eine Strafe ohne 
Freiheitsentzug oder der Verzicht auf Strafe möglich 
erscheinen. Ein gesellschaftlicher Verteidiger sollte 
auch beauftragt werden, wenn der Verdacht einer 
schweren Straftat besteht, nach der Auffassung des 
Kollektivs oder gesellschaftlichen Organs aber au­
ßergewöhnlich mildernde Umstände vorliegen oder 
schwerwiegende Zweifel an der Schuld bestehen.

§57
Bürgschaft
(1) Kollektive der Werktätigen können die Bürg­
schaft für Angeklagte und Verurteilte übernehmen. 
Ausnahmsweise können auch einzelne zur Erzie­
hung des Täters befähigte und geeignete Bürger die 
Bürgschaft übernehmen.
Sie haben das Recht,
- dem Gericht vorzuschlagen, eine Strafe ohne 

Freiheitsentzug auszusprechen und die Ver­
pflichtung zu übernehmen, die Erziehung des 
Verurteilten zu gewährleisten;

- dem Gericht eine Strafaussetzung auf Bewäh­
rung vorzuschlagen und die Verpflichtung zu 
übernehmen, die weitere Erziehung des Verur­
teilten zu gewährleisten.

(2) Die Bürgschaftserklärung soll kontrollierbare 
Verpflichtungen enthalten.

Anmerkung: Vgl. §31 StGB.

Dritter Abschnitt 
Übergabe von Strafsachen 
an die gesellschaftlichen Organe 
der Rechtspflege

§ 58
Voraussetzungen der Übergabe
(1) Über Vergehen beraten und entscheiden die ge­
sellschaftlichen Organe der Rechtspflege, wenn im 
Hinblick auf die eingetretenen Folgen und die 
Schuld des Täters die Handlung nicht erheblich ge­
sellschaftswidrig ist und wenn unter Berücksichti­
gung der Tat und der Persönlichkeit des Täters eine 
wirksame erzieherische Einwirkung durch das gesell­
schaftliche Organ der Rechtspflege zu erwarten ist. 
Diese Sachen sind durch die staatlichen Organe der 
Rechtspflege zu übergeben, wenn der Sachverhalt 
vollständig aufgeklärt ist und derTäter seine Rechts­
verletzung zugibt. Bei fahrlässigen Straftaten kann 
die Sache einem gesellschaftlichen Organ der
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Rechtspflege auch dann übergeben werden, wenn 
ein erheblicher Schaden eingetreten ist, jedoch die 
Schuld des Täters infolge außergewöhnlicher Um­
stände gering ist.
Anmerkung: Vgl. auch §25 Abs. 2 und 3 KKO und 
§23 Abs. 2 und 3 SchKO.

(2) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege 
beraten und entscheiden auch über Verfehlungen.

Anmerkungen: 1. Vgl. auch Ziff. 8. der Gemeinsa­
men Anw. zur höheren Wirksamkeit des Strafver­
fahrens (abgedr. als Anm. nach §95 StPO).
2. Zur Verfolgung von Verfehlungen durch die ge­
sellschaftlichen Organe der Rechtspflege vgl. § 13 
Abs. 1, §§ 1'4 und 20 Abs. 1 und 2 GGG: §§31-39 
KKO; §§29-37 SchKO sowie §2 Abs. 3. §§3 und 8 
der 1. DVO zum EGStGB/StPO (Reg.-Nr. 2.1.).

§ 59
Art und Weise der Übergabe
(1) Die Übergabe erfolgt durch eine schriftliche, be­
gründete, dem gesellschaftlichen Organ der Rechts­
pflege zuzustellende Entscheidung; die Übergabe ist 
dem Anzeigenden, dem Geschädigten und dem Be­
schuldigten schriftlich oder mündlich mitzuteilen.
(2) Die Übergabeentscheidung hat insbesondere ei­
ne zusammenfassende Darstellung des Sachverhalts 
und der vorliegenden Beweismittel, eine Einschät­
zung der Handlung unter Angabe des verletzten 
Strafgesetzes, eine tatbezogene Einschätzung der 
Persönlichkeit des Täters, die Gründe für die Über­
gabe, und Hinweise auf die Ursachen und Bedingun­
gen der Handlung zu enthalten.

Anmerkung: Vgl. auch §§26, 33 Abs.2 KKO und 
§§24,31 Abs. 2 SchKO.

§ 60
Aufhebung der Übergabeentscheidung
(1) Das gesellschaftliche Organ der Rechtspflege 
kann gegen die Übergabe bis zum Abschluß der Be­
ratung Einspruch beim übergebenden Rechtspflege­
organ einlegen, wenn nach seiner Meinung die Über­
gabevoraussetzungen nicht vorliegen oder die Sache 
aus anderen Gründen nicht zur Beratung vor dem ge­
sellschaftlichen Organ der Rechtspflege geeignet ist.
(2) Das Rechtspflegeorgan hat die Übergabeent­
scheidung aufzuheben, wenn sich bei der nochmali­
gen Überprüfung herausstellt, daß die Vorausset­
zungen für die Übergabe nicht vorliegen. Anderen­
falls ist die Übergabeentscheidung zu bestätigen und 
die Bestätigung dem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege zuzustellen. Die Bestätigung der Über­
gabeentscheidung ist für das gesellschaftliche Organ 
der Rechtspflege verbindlich. Die Aufhebung der 
Übergabcentscheidung ist dem Anzeigenden, dem 
Geschädigten und dem Beschuldigten mitzuteilen.
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